
 

 

 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf dem Weg zu mehr 
Partnerschaftlichkeit 

So wird die Beteiligung von Vätern an 
Familienarbeit in Europa gefördert 

 

Übersicht Übersicht Übersicht Übersicht Übersicht Übersicht 

 
Sören Hoyer, Nele Reich und Lena Reinschmidt 
    
März 2018 
 



Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklungen in Europa 

 

 

 

Zusammenfassung 

Die familienpolitische Debatte in Deutschland ist aktuell von der Frage geprägt, wie eine part-

nerschaftliche Vereinbarkeit von Familie und Beruf gestaltet werden kann. Das Ziel, Väter stär-

ker in Familienarbeit einzubinden und ihnen „mehr Zeit für Familie“ zu ermöglichen, steht auch 

europaweit vermehrt auf der politischen Tagesordnung. Nicht zuletzt setzt sich die EU dies 

zum Ziel in ihrem sogenannten Vereinbarkeitspaket als ersten Umsetzungsschritt einer Euro-

päischen Säule sozialer Rechte. Es geht dabei grundsätzlich um eine Neuverteilung der Fa-

milienarbeit zwischen den Partnern: Einerseits wird eine aktive Beteiligung von Vätern an Fa-

milienarbeit gefördert und auch gefordert, andererseits werden Mütter bei Familienarbeit ent-

lastet und können vermehrt einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 

Elternzeiten sind ein familienpolitischer Ansatz, um mehr Zeit für die Familie zu ermöglichen. 

Sie geben Eltern einen Rechtsanspruch auf Freistellung von der Erwerbstätigkeit, mit Kündi-

gungsschutz und idealerweise einer Bezahlung in Form eines Pauschalbetrags oder einer 

Lohnersatzleistung. 

Die folgenden Fragestellungen werden in der Übersicht anhand konkreter Beispiele aus acht 

europäischen Staaten beantwortet: 

1. Welche Maßnahmen und Instrumente fördern wirksam eine stärkere Beteiligung von 

Vätern an der Familienarbeit? 

2. Welche Instrumente haben die untersuchten Staaten bereits eingeführt, um die Betei-

ligung von Vätern an Familienarbeit aktiv zu fördern? 

Die Übersicht zeigt unter anderem folgende Aspekte auf: 

• Für eine partnerschaftliche Neuverteilung von Familienarbeit zwischen den Partnern spie-

len verschiedene Faktoren eine Rolle: finanzielle Ressourcen, Werte und Normen sowie 

politische Rahmenbedingungen. 

• Für Väter reservierte Elternzeiten können als Türöffner dienen, da sie an einer entschei-

denden Stelle im Lebensverlauf ansetzen: Der Geburt des (ersten) Kindes, mit dem die 

Familienarbeit schlagartig ansteigt und häufig die Mütter in den ersten Monaten einen 

Großteil der Familienarbeit übernehmen, während Väter weiter erwerbstätig sind. 

• Viele Staaten haben Elemente von Väterzeiten eingeführt und damit gute Erfahrungen 

gemacht. Einige reservieren bestimmte Monate der Elternzeit jeweils für Väter und Mütter. 

Finanzielle Anreize für eine partnerschaftliche Aufteilung von Elternzeit gab es bis 2017 

in Schweden. Österreich hat einen solchen Bonus 2017 eingeführt. Deutschland hat mit 

dem Partnerschaftsbonus als einziges Land eine finanzielle Unterstützung der Elternzeit 

in Teilzeit, um eine vollzeitnahe Beschäftigung beider Elternteile zu befördern. 
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1 Einleitung 

Die familienpolitische Debatte in Deutschland ist aktuell von der Frage geprägt, wie eine part-

nerschaftliche Vereinbarkeit von Familie und Beruf gestaltet werden kann. Partnerschaftlich-

keit bezieht sich hier auf den Wunsch vieler Menschen, Erwerbs- und Familienarbeit innerhalb 

der Familie annähernd gleich zu verteilen, so dass zum Beispiel beide Elternteile Zeit für Fa-

milie und Beruf haben (BMFSFJ 2017). Die grundlegenden Fragen der politischen Debatte 

sind daher: 

• Wie kann die Erwerbs- und Familienarbeit gesellschaftlich so organisiert werden, dass 

Frauen und Männer – insbesondere auch Mütter und Väter – gleichermaßen an der 

Erwerbs- und Familienarbeit teilhaben können?1 

• Wie können Eltern dabei unterstützt werden, sich berufliche und familiäre Pflichten 

untereinander partnerschaftlich aufzuteilen? 2 

Ausgangspunkt für die Debatte ist, dass sich in Deutschland wie auch in vielen anderen euro-

päischen Staaten eine annähernd gleiche Erwerbsbeteiligung von Frauen und Männern ab-

zeichnet. Daraus ergibt sich auch eine Entwicklung vom männlichen (Allein-)Ernährer-Modell 

hin zum sogenannten Doppelverdienermodell (Daly 2005; Lewis 2009). 

Viele europäische Staaten unterstützen die Entwicklung hin zu Doppelverdienerhaushalten 

durch eine Neuorganisation von Familienarbeit zwischen Staat, Markt und Familie.3 Durch 

staatlich geförderte Kinderbetreuung wird zum Beispiel die Aufgabe der Kinderbetreuung zeit-

weise von den Familien auf staatliche oder private Institutionen übertragen. Hinsichtlich der 

Familienarbeit, die alle „Tätigkeiten der Pflege, Zuwendung [und] Versorgung für sich und an-

dere“ (Rudolph 2015: 105) umfasst, zeigt sich, dass es zwischen Frauen und Männern weiter-

hin einen relativen Unterschied in der Zeit gibt, die sie täglich für die Familienarbeit aufwenden. 

Dieser Unterschied wird durch den Gender Care Gap abgebildet (Sachverständigenkommis-

sion zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017).4  

Zunehmend mehr europäische Staaten setzen daher zusätzlich zur Neuorganisation auch An-

reize für eine Neuverteilung der Familienarbeit, die darauf abzielen, die Aufgabenverteilung in 

Paarbeziehungen zu verändern. Damit tritt die Rolle von Vätern in der Familienarbeit stärker 

in den Fokus: einerseits wird eine aktive Beteiligung von Vätern an der Familienarbeit gefor-

dert, andererseits wird die Teilhabe von Vätern an der Familienarbeit durch staatliche Maß-

nahmen zunehmend besser unterstützt.  

                                                

1  Siehe Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung (2017). 

2  Siehe dazu insbesondere OECD (2016). 

3  Esping-Andersen (1990, 1999) folgend, werden Staat, Markt und Familie als die drei Akteure der Wohlfahrts-
produktion gesehen. Dabei unterscheiden sich die Staaten in der „Art und Weise, in der Care in [ihrer] Gesell-
schaft verortet und organisiert wird“ (Beckmann 2014: 116). 

4  In diesem Zusammenhang wird auch auf die Doppelbelastung von Frauen – besonders Müttern – aus Er-
werbs- und Familienarbeit hingewiesen (Beckmann 2014). Diese wird durch die Neuorganisation nur zum Teil 
aufgefangen. 
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Die Europäische Kommission gibt mit dem im April 2017 veröffentlichten Vereinbarkeitspaket 

weitere Impulse, indem sie unter anderem einen Richtlinienvorschlag vorlegt. Dadurch sollen 

vier Monate bezahlte und nicht übertragbare Elternzeit für beide Elternteile sowie eine zehn-

tägige, bezahlte Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt als Mindeststandards eingeführt 

werden. 

Der Wunsch von Eltern, sich Erwerbs- und Familienarbeit annähernd gleich aufzuteilen, ist 

weit verbreitet. Dies gelingt gegenwärtig jedoch nur wenigen Familien (IfD Allensbach 2015; 

Müller et al. 2013). Daher ist nach Faktoren zu fragen, die einer partnerschaftlichen Aufteilung 

von Erwerbs- und Familienarbeit entgegenstehen: Wie kann Familienpolitik dazu beitragen, 

diese Hindernisse zu beseitigen und eine partnerschaftliche Aufteilung der Familienarbeit zu 

unterstützen? 

Die vorliegende Übersicht beleuchtet, wie Staaten Familien dabei unterstützen können, „mehr 

Partnerschaftlichkeit zu wagen“ (OECD 2017) und insbesondere Väter in ihrer Verantwortung 

für die Familienarbeit verstärkt ansprechen können. Die folgenden Fragestellungen werden 

anhand konkreter Beispiele aus europäischen Staaten beantwortet: 

1. Welche Maßnahmen und Instrumente fördern wirksam eine stärkere Beteiligung von 

Vätern an der Familienarbeit? 

2. Welche Instrumente haben europäische Staaten bereits verwirklicht, um die Beteili-

gung und Teilhabe von Vätern an Familienarbeit aktiv zu fördern? 

Im Fokus stehen hier väterspezifische (bezahlte) Freistellungszeiten, sogenannte Väterzeiten. 

Sie setzen beim Übergang zur Elternschaft als „Türöffner“ an einem entscheidenden Punkt im 

Beziehungsverlauf an (Gärtner 2012: 16)5. Die Arbeitsteilung nach der Geburt der Kinder ist 

besonders wichtig dafür, wie Mütter und Väter auch im weiteren Lebensverlauf die Erwerbs- 

und Familienarbeit untereinander aufteilen. 

Die vorliegende Übersicht diente als gemeinsamer Ausgangspunkt für das Europäische Fach-

gespräch, zu dem das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und die 

Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklungen in Europa am 29. und 30. Mai 

2017 in Berlin eingeladen hatten. Vor dem Hintergrund des Vereinbarkeitspakets der Europä-

ischen Kommission bot das Fachgespräch die Möglichkeit für einen europaweiten Austausch 

über Instrumente, Erfahrungen und mögliche Erfolgsfaktoren für mehr Väterbeteiligung an Fa-

milienarbeit.  

 

                                                

5  Beim Übergang zur Elternschaft, der mit einem sprunghaften Anstieg der Familienarbeit verbunden ist, ist 
vielfach eine Rückkehr von traditionellen Geschlechterrollen zu beobachten; „vor allem wenn es die Mütter 
sind und nicht die Väter, die aus dem Erwerbsleben aussteigen oder ihre Arbeitszeit verringern, um sich um 
die Kinder zu kümmern.“ (OECD 2017: 16). 
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2 Ansatzpunkte für mehr Partnerschaftlichkeit in Familien  

Auf der Suche nach Ansatzpunkten, um Partnerschaftlichkeit in Familien zu fördern, sind Hin-

dernisse von Bedeutung, die einer partnerschaftlichen Arbeitsteilung im Wege stehen. Sie wei-

sen darauf hin, wo Familien Unterstützung und Anreize für eine Neuverteilung der Familienar-

beit benötigen. Sie zeigen auch auf, wie Väter wirksam angesprochen werden können, damit 

sie selbst Verantwortung übernehmen und an der Familienarbeit teilhaben können. 

2.1 Erklärungsfaktoren für eine geschlechterbezogene Arbeitsteilung: Geld, 
Normen und familienpolitische Rahmenbedingungen 

Wieso Eltern die Erwerbs- und Familienarbeit innerhalb der Familie – entgegen bestehenden 

Wünschen – häufig ungleich aufteilen, wird in der Literatur durch unterschiedliche theoretische 

Ansätze erklärt.6 Wichtige Faktoren sind dabei Geld, Werte und Normen sowie familienpoliti-

sche Rahmenbedingungen. 

Geld – Haushaltsökonomie und Aushandlung 

Ansätze der neuen Haushaltsökonomie sehen das Erwerbseinkommen als zentralen Faktor 

für die Arbeitsaufteilung. Demnach spezialisiert sich der Partner oder die Partnerin mit dem 

höheren Einkommen auf die bezahlte Erwerbsarbeit, und der Partner oder die Partnerin mit 

dem geringeren Einkommen auf die unbezahlte Familien- und Hausarbeit. Durch diese Auftei-

lung wird eine ökonomische Nutzenmaximierung für den gesamten Haushalt angestrebt.7  

Die Aushandlungsperspektive geht davon aus, dass das individuelle Einkommen die Verhand-

lungsposition zwischen den Partnern bestimmt, wenn es darum geht zu entscheiden, die Er-

werbs- und Familienarbeit aufzuteilen (Bianchi et al. 2000). Insbesondere strukturelle Benach-

teiligungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt, wie etwa geringere Bezahlung und Aufstiegs-

chancen, lassen es aus nutzenmaximierender Perspektive für einen Haushalt oftmals rational 

escheinen, dass sich der Mann der bezahlten Erwerbsarbeit widmet (Hipp/Leuze 2015). Nach 

Annahme der Aushandlungsperspektive verfügen Frauen, die nach der Geburt eines Kindes 

eine (längere) Elternzeit nehmen und in der Folge in Teilzeit erwerbstätig sind, über weniger 

Verhandlungsmacht bei der Entscheidung darüber, wie die Erwerbs- und Familienarbeit inner-

familiär verteilt wird. Dabei ist auch die Aufteilung der Elternzeit ein Aushandlungsprozess, da 

ein familienbasierter Anspruch es den Eltern überlässt, wie sie die Elternzeit untereinander 

aufteilen wollen (OECD 2017). 

Normen und Werte 

Normen und Werte legen fest, was als angemessenes und wünschenswertes Verhalten in 

einer Gesellschaft angesehen wird. Dazu zählen auch gesellschaftliche Vorstellungen dar-

über, wie Erwerbs- und Familienarbeit zwischen den Geschlechtern aufgeteilt sein sollte. 

                                                

6  Einen guten Überblick über unterschiedliche theoretische Erklärungsansätze und ihre Kritik bieten Hipp/Leuze 
(2015) und Fahlén (2015). 

7  Vergleiche hierzu die spezialisierte Humankapitalperspektive nach Becker (1993). Siehe auch Geist (2005) 
oder Gupta (2007). 
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Diese Geschlechterregime haben daher Einfluss darauf, wie Erwerbs- und Familienarbeit im 

Allgemeinen und die Elternzeit im Besonderen innerhalb von Familien aufgeteilt werden (Pfau-

Effinger 1998; Coltrane 2000; Haas 2005; Budig et al. 2012; Beckmann 2014; Edlund/Öun 

2016). Die innerfamiliäre Entscheidung, wo und bei wem Familienarbeit verortet wird, ist daher 

von Normen und Werten beeinflusst, wenn die Partner – zumindest unbewusst – den gesell-

schaftlichen Erwartungen entsprechen wollen. Gesellschaftliche Normen und Werte werden 

so durch familiäres Verhalten reproduziert (Oláh/Richter/Kotowska 2014: 17). Zugleich zeigen 

neuere Studien, dass gesetzliche Leistungen – wie das Elterngeld in Deutschland – auch 

selbst dazu beitragen, dass sich soziale Normen verändern (Unterhofer et al. 2017). 

Familienpolitische Rahmenbedingungen 

Die innerfamiliäre Entscheidung darüber, wie Erwerbs- und Familienarbeit aufgeteilt werden, 

ist darüber hinaus institutionell eingebettet, das heißt beeinflusst von staatlichen Unterstüt-

zungsangeboten wie etwa bezahlter Eltern- oder Pflegezeit, Öffnungszeiten von Kinderbetreu-

ungseinrichtungen oder auch vorhandenen Teilzeitoptionen (Korpi 2000; Fahlén 2015; 

Hipp/Leuze 2015). Die ökonomische Situation der Haushaltsmitglieder und die Normen und 

Werte, die für die individuelle Entscheidung wichtig sind, stehen in einem Wechselverhältnis 

zu vorhandenen institutionellen Rahmenbedingungen (Hipp/Leuze 2015; Edlund/Öun 2016). 

Besonders die Familien- und Gleichstellungspolitik kann, etwa durch unterschiedliche Unter-

stützungsangebote, bestimmte Familienmodelle fördern (Korpi 2000). So hat die Neuorgani-

sation von Familienarbeit zwischen Staat, Markt und Familie maßgeblich dazu beigetragen, 

dass Partnerin und Partner gleichzeitig erwerbstätig sein können. Ein Beispiel hierfür ist die 

Bereitstellung von flächendeckender Kinderbetreuung. Darüber hinaus können durch familien- 

und gleichstellungspolitische Maßnahmen und Instrumente auch Anreize für Mütter und Väter 

gesetzt werden, die zu einer innerfamiliären Neuverteilung von Familienarbeit anregen und 

somit zu einer geschlechtergerechten Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit beitragen. 

In ihrem Zusammenspiel sind die Faktoren Geld, Normen und Werte sowie familienpolitische 

Rahmenbedingungen geeignete Ansatzpunkte, um eine partnerschaftliche Aufteilung von Er-

werbs- und Familienarbeit zwischen Frauen und Männern zu fördern. In dieser Übersicht ste-

hen die einzelnen familien- und gleichstellungspolitischen Maßnahmen und Instrumente im 

Fokus des Interesses. Mit Blick auf die Familienarbeit geht es vor allem darum, welche Maß-

nahmen und Instrumente die Väterbeteiligung an Familienarbeit wirksam stärken. 

2.2 Väterzeiten als Türöffner für eine partnerschaftliche Aufteilung von Fa-
milienarbeit 

Die Geburt des ersten Kindes stellt in den meisten Paarbeziehungen einen entscheidenden 

Wendepunkt dar (Bühlmann et al. 2010; Grunow et al. 2012). Mit dem Übergang zur Eltern-

schaft steigt für viele Paare die Belastung durch unbezahlte Familienarbeit zum ersten Mal im 

Beziehungsverlauf sprunghaft an. Dadurch wird ein zuvor häufig gelebtes Modell, in dem Part-

nerin und Partner in etwa gleichem Umfang erwerbstätig waren, in Frage gestellt. Entschei-

dend ist, dass vor allem Frauen bei der Geburt eines Kindes temporär aus der Erwerbsarbeit 

aussteigen und die mit der Unterbrechung einhergehende vorrübergehende Rollenverteilung 



Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklungen in Europa 

 

Seite 5 

 

– die Mutter verrichtet den überwiegenden Anteil der Familienarbeit, während der Vater wei-

terhin erwerbstätig ist – häufig eine verfestigende Wirkung auf die innerfamiliäre Aufgabentei-

lung hat (Grunow 2014).  

Die geschlechterbezogene Arbeitsteilung nach der Geburt des ersten Kindes ist somit ein zent-

raler Faktor zu einem entscheidenden Zeitpunkt, der aber auch dazu genutzt werden kann, 

um eine partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit langfristig zu veran-

kern. Väterzeiten setzen genau an diesem entscheidenden Moment an und können als „Tür-

öffner“ für eine geschlechtergerechte Aufteilung der Familien- und Hausarbeit wirken (Gärtner 

2012: 16). Denn auch bei Vätern zeigt sich, dass sich eine vorrübergehenden Unterbrechung 

der Erwerbsarbeit langfristig zugunsten der Kinderbetreuung und Hausarbeit auswirkt.  

Die Zahl der Länder, in denen Männer spezifisch für sie reservierte Väterzeiten in Anspruch 

nehmen können, nimmt zu (OECD 2017). Väterzeiten umfassen die Ansprüche von Vätern auf 

Freistellungen von der Erwerbsarbeit, die sie für die Betreuung und Erziehung von Kindern 

haben. Dazu zählen etwa „ausschließlich für Väter reservierte Elternzeit („Väterquoten“), oder 

aufteilbare Elternzeit, die faktisch für Väter ‘reserviert‘ ist, weil sie vom Partner des hauptsäch-

lich für die Kindererziehung freigestellten Elternteils (d. h. in der Regel dem Vater) genommen 

werden muss, um der Familie einen Anspruch auf Bonuswochen zu sichern“ (ibid: 96). Ein 

Beispiel hierfür ist die 12 + 2 Regelung in Deutschland (siehe unten). Auch der Anspruch auf 

eine Vaterschaftsfreistellung, die Väter in einigen europäischen Staaten analog zum Mutter-

schutz rund um die Geburt eines Kindes nehmen können, wird hier als Väterzeit verstanden. 

Neuere Studien zeigen auf, dass insbesondere Väterzeiten positive Effekte auf eine ge-

schlechtergerechte Arbeitsteilung haben (Hook 2010; Li et al. 2015). Li et al. (2015) konnten 

feststellen, dass Väter, die ihre Erwerbstätigkeit für eine mehrmonatige Elternzeit unterbre-

chen, während die Partnerin erwerbstätig ist, später stärker in familialen Aufgaben eingebun-

den sind. Wie Väter ihre Rolle als Vater wahrnehmen, wird entscheidend dadurch beeinflusst, 

ob Väter während der Elternzeit alleine oder zusammen mit der Mutter zuhause sind 

(Kvande/Brandth 2017). 

2.3 Familienpolitische Instrumente für mehr Väterbeteiligung  

Wie Väterzeiten ausgestaltet sind, kann die partnerschaftliche Aufteilung von Familienarbeit 

nachhaltig beeinflussen. Es können vier wesentliche Instrumente unterschieden werden, die 

eine stärkere Väterbeteiligung an der Familienarbeit fördern:8  

(1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt: Der Vater kann rund um die Geburt 

eines Kindes eine (bezahlte) Freistellung in Anspruch nehmen.  

Effekt: „Je früher Väter Verantwortung in der Betreuung und Erziehung von Kindern 

übernehmen, desto eher werden sie auf Dauer zu aktiven Vätern“ (Sachverständigen-

                                                

8  Eine umfassende Übersicht über unterschiedliche Ausgestaltungen von Freistellungsmodellen zur Kinderbe-
treuung und deren Effekte findet sich bei Dearing (2016). 
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kommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017). Die Va-

terschaftsfreistellung kann daher dazu beitragen, dass sich Väter dauerhaft an der Fa-

milienarbeit beteiligen. 

 

(2) Elternzeit – Individuelle Elternzeitansprüche mit finanzieller Leistung: Teile der 

Elternzeit sind individuell für Mütter und Väter vorgesehen und daher nicht übertragbar.  

Effekt: Für die Aufgabenverteilung innerhalb der Familie zeigt sich, dass die Familien-

arbeit gleicher aufgeteilt wird, wenn beide Elternteile Elternzeit nehmen (Kotsadam/Fin-

seraas 2011). Längere individuelle Anspruchszeiten wirken sich zusätzlich positiv auf 

die Väterbeteiligung aus (Hook 2006; Boll et al. 2014). Insbesondere finanzielle Leis-

tungen während der Elternzeit spielen eine entscheidende Rolle. Dabei besteht ein 

positiver Zusammenhang zwischen der Höhe der finanziellen Leistung und der Väter-

beteiligung an Kinderbetreuung und -erziehung (ibid).9 

 

(3) Finanzielle Anreize für eine geschlechtergerechte Aufteilung der übertragbaren 

Elternzeit: Eine möglichst gleiche Aufteilung der übertragbaren Elternzeit durch Mütter 

und Väter wird zusätzlich finanziell belohnt. 

Effekt: Erste Erfahrungen einzelner Staaten weisen eine gemischte Bilanz auf (siehe 

Schweden und Österreich). 

 

(4) Zusätzliche finanzielle Unterstützung der Elternzeit in Teilzeit: Bei einer partner-

schaftlichen Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit durch zeitgleiche Teilzeitar-

beit, die Müttern und Vätern gleichermaßen Zeit für die Familienarbeit gibt, erhalten 

Eltern eine zusätzliche finanzielle Unterstützung. 

Effekt: Es wird darauf abgezielt, dass Mütter mehr Stunden erwerbstätig sind und Vä-

tern durch reduzierte Erwerbstätigkeit mehr Stunden für die Familienarbeit zur Verfü-

gung stehen (siehe Deutschland). Ziel ist es hierbei, eine vollzeitnahe Erwerbsbeteili-

gung beider Elternteile zu fördern. Dieses Instrument geht damit über eine reine Frei-

stellung hinaus. Über die Auswirkungen dieses Instruments ist bisher wenig bekannt. 

Europäische Staaten nutzen unterschiedliche Instrumente, um die Beteiligung von Vätern an 

Familienarbeit zu fördern. Im Folgenden wird ein Überblick darüber gegeben, welche Instru-

mente in ausgewählten europäischen Staaten bereits umgesetzt und wie diese ausgestaltet 

sind. Dabei werden besonders zentrale Aspekte herausgegriffen, da an dieser Stelle kein um-

fassender Überblick gegeben werden kann. Das Papier dient vielmehr als Ausgangspunkt für 

die Diskussion darüber, welche Erfahrungen in den Staaten gemacht wurden und in welche 

Richtung weitere Reformen weisen können.  

 

                                                

9  Wenn Väter, die im Durchschnitt immer noch mehr verdienen als Mütter, einen Großteil ihres Einkommens-
ausfall kompensiert bekommen, zum Beispiel als Lohnersatzleistung während der Elternzeit, wird das Haus-
haltseinkommen weniger stark belastet. Im Sinne der ökonomischen Erklärungsansätze ist die Hürde für Väter 
dadurch deutlich geringer, Elternzeit in Anspruch zu nehmen. 
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3 Der Blick in die europäischen Staaten: Maßnahmen und 
Instrumente für die Väterbeteiligung in der Praxis 

3.1 Deutschland 

Instrumente: (2) Individuelle Elternzeitansprüche mit finanzieller Leistung; (4) Zusätzliche fi-

nanzielle Unterstützung der Elternzeit in Teilzeit 

Westdeutschland zeichnete sich lange durch ein starkes männliches Ernährermodell und die 

Übernahme der überwiegenden Familienarbeit durch die Frau aus (Adler/Lenz 2016, Esping-

Andersen 1990). Das Eineinhalbverdienermodell, in dem der Mann Vollzeit und die Frau in 

relativ kurzer Teilzeit arbeitet, ist insbesondere unter Eltern inzwischen jedoch weit verbreitet 

(OECD 2017: 48). In Ostdeutschland wurde hingegen das Doppelverdienermodell historisch 

vor allem durch staatliche Betreuungsangebote unterstützt (Adler/Lenz 2016). Diese wohl-

fahrtsstaatlichen Prägungen spiegeln sich teilweise bis heute in unterschiedlichen empirischen 

Befunden für West- und Ostdeutschland wider.10  

Mit dem Wandel der Geschlechterrollenbilder geht ein wachsendes „Bedürfnis nach einer 

gleichberechtigten Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit einher“ (Eigen-

mann et al. 2016: 11). So sagen „60 Prozent der Eltern mit Kindern unter drei Jahren […] dass 

es am besten ist, wenn Frau und Mann beide gleich viel erwerbstätig sind und sich beide in 

gleichem Maße um Haushalt und Familie kümmern.“ (BMFSFJ 2017: 64). Allerdings leben nur 

ungefähr 14 Prozent dieser Familien tatsächlich so (Müller et al. 2013: 3).11  

In Deutschland haben Eltern Anspruch auf eine bezahlte Elternzeit (Elterngeld) von 12 Mona-

ten. Zwei zusätzliche Monate sind für den jeweils anderen Partner reserviert und verfallen, 

wenn diese nicht genommen werden (12 + 2 Regelung). Seit 2007 besteht eine Lohnersatz-

leistung in der Regel in Höhe von 65 Prozent, mit einer Obergrenze von 1.800 Euro und einem 

Mindestbetrag von 300 Euro. Eltern können den Elterngeldanspruch flexibel aufteilen und auch 

gemeinsam bezahlte Elternzeit nehmen. Ein Elternteil kann jedoch maximal 12 Monate volles 

Elterngeld in Anspruch nehmen. Eltern können den Bezug des Elterngeldes (Basiselterngeld) 

verlängern, indem sie sogenannte ElterngeldPlus-Monate in Anspruch nehmen. Das 

ElterngeldPlus ist halb so hoch wie das Basiselterngeld, wenn das Elternteil nach der Geburt 

kein Einkommen hat. Aus einem Elterngeldmonat werden dann zwei ElterngeldPlus-Monate. 

2015 wurden außerdem sogenannte Partnerschaftsbonusmonate eingeführt. Eltern, die 

gleichzeitig mit 25 bis 30 Wochenstunden erwerbstätig sind, können gemeinsam für vier zu-

sätzliche Monate ElterngeldPlus erhalten. So sollen unter anderem Väter darin unterstützt wer-

den, ihre Arbeitszeit zu reduzieren und Familienarbeit zu übernehmen. 

                                                

10  Siehe etwa die Unterschiede in der Akzeptanz frühkindlicher Kinderbetreuung in Ost- und Westdeutschland 
(BMFSFJ 2015). 

11 Die Daten beruhen auf der Umfrage Familien in Deutschland (FiD) und betreffen verheiratete Eltern. Tatsäch-
lich gelebte Aufteilung umfasst, wenn entweder beide Partner in Vollzeit (über 35 Wochenstunden) oder beide 
in Teilzeit (1 bis 35 Wochenstunden) erwerbstätig sind. 
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Im Sommer 2016 legte das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit 

der Familienarbeitszeit ein weiteres Konzept vor, das Eltern jüngerer Kinder dabei unterstützen 

soll, Erwerbs- und Familienarbeit partnerschaftlich aufzuteilen (BMFSFJ 2016). Arbeiten beide 

Elternteile in einem Umfang von 80 bis 90 Prozent einer Vollzeitstelle, das heißt etwa 28 bis 

36 Stunden pro Woche, sollen sie nach diesem Konzept für bis zu 24 Monate ein Familiengeld 

in Höhe von 300 Euro erhalten können – je 150 Euro für Mutter und Vater. Der Vorschlag ist 

Gegenstand aktueller Debatten. 

3.2 Estland 

Instrumente: (1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt 

In Estland ist das Doppelverdiener-Modell weit verbreitet, während gleichzeitig eine traditio-

nelle geschlechtsbezogene familiäre Arbeitsteilung fortbesteht (Klenner/Leiber 2009: 22). Karu 

und Kasearu (2011: 24) charakterisieren Estland daher als „dual earner/state & female carer 

model“. 

In Estland gibt es eine bezahlte Elternzeit, die keine individuellen Elternzeitansprüche für Väter 

vorsieht. Die finanzielle Unterstützung während der Elternzeit ist sehr gut. Für die Dauer von 

62 Wochen besteht eine Lohnersatzleistung in Höhe von 100 Prozent. Das Elternzeitmodell 

erfüllt damit ein wichtiges Merkmal für eine partnerschaftliche Aufteilung zwischen Müttern und 

Vätern, indem es eine Lohnersatzleistung vorsieht (Vgl. Dearing 2016).12 Eltern können au-

ßerdem nicht gleichzeitig bezahlte Elternzeit in Anspruch nehmen. Die tatsächliche Inan-

spruchnahme der Elternzeit zeigt ein anderes Bild und spiegelt das erwähnte „dual ear-

ner/state & female carer model“ wider. 2016 waren von den Bezieherinnen und Beziehern von 

bezahlter Elternzeit nur 9,3 Prozent Väter und 90,7 Prozent Mütter (Pall 2017).13 

Die 10-tägige bezahlte Vaterschaftsfreistellung wurde im Jahr 2015 von fast der Hälfte der 

Väter mindestens anteilig in Anspruch genommen. Die Regelungen zur Vaterschaftsfreistel-

lung wurden in den vergangenen Jahren mehrfach reformiert. In Folge der Einführung einer 

finanziellen Leistung im Jahr 2008 stiegen die Zahlen der Inanspruchnahmen auf bis zu 50 

Prozent. Nachdem die finanzielle Leistung wieder abgeschafft wurde (2009), steigen die Zah-

len seit der darauffolgenden Wiedereinführung (2013) langsam wieder auf einen Wert um die 

50 Prozent an. Die Vaterschaftsfreistellung wird derzeit mit 100 Prozent des vorherigen Ein-

kommens bezahlt (Pall 2017).  

Die staatlichen Rahmenbedingungen, die eine Väterbeteiligung fördern, stehen zum Teil im 

Kontrast zu den Einstellungen in der Gesellschaft, die sich an traditionellen Geschlechterrol-

lenbildern orientieren (Karu/Kasearu 2011). Die estnische Familien- und Gleichstellungspolitik 

wirkt auf einen Wandel hin und es ist eine öffentliche Debatte zur Rolle von Vätern und dem 

Umgang mit Geschlechterstereotypen entstanden (Järviste 2009). 

                                                

12  Nach dem Mutterschutz und den 62 Wochen bezahlter Elternzeit mit Lohnersatzrate können Eltern weitere 
unbezahlte Elternzeit bis zum dritten Geburtstag des Kindes in Anspruch nehmen. 

13  Die Zahlen schwanken in den letzten Jahren: 2013: 7,4 Prozent, 2014: 9, 2015: 7,5 (Pall 2017). 
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3.3 Island 

Instrumente: (2) Individuelle Elternzeitansprüche mit finanzieller Leistung 

In Island zeichnet sich seit einiger Zeit ein Wandel hinsichtlich der innerfamiliären Aufteilung 

von Familienarbeit ab: Väter verwenden zunehmend mehr Zeit für die Familienarbeit. Die Auf-

teilung der Familienarbeit ist zum Gegenstand von partnerschaftlichen Verhandlungen gewor-

den, anstatt dass sie Müttern von vorne herein zugewiesen wird (Arnalds et al. 2013).  

Bereits in den 1990er Jahren sprachen sich soziale und politische Akteure dafür aus, die Be-

teiligungsmöglichkeiten für Väter zu verbessern. Denn isländische Väter äußerten den 

Wunsch, ihre Arbeitszeit zu reduzieren, um mehr Zeit mit der Familie zu haben (Gíslason 

2007). 

Im Jahr 2000 wurde die Elternzeit von sechs auf neun Monate erweitert. Von diesen sind ak-

tuell drei Monate als individueller Anspruch für jedes Elternteil vorgesehen und drei Monate 

flexibel zwischen den Eltern aufteilbar (3 + 3 + 3 Regelung). Außerdem ersetze eine Lohner-

satzleistung in Höhe von 80 Prozent des vorherigen Einkommens die geringe Pauschalleis-

tung. Die Elternzeit kann insgesamt innerhalb der ersten 24 Lebensmonate des Kindes ge-

nommen werden. Beide Elternteile können ihre Elternzeit auch gemeinsam nehmen und die 

Elternzeit kann in mehreren Blöcken genommen werden. Der individuelle Elternzeitanspruch 

hat bei Vätern eine deutlich größere Inanspruchnahme zur Folge gehabt. Heutzutage nehmen 

circa 80 Prozent der Väter Elternzeit. Dabei nehmen isländische Väter durchschnittlich in etwa 

die Tage, die für sie im Rahmen des individuellen Anspruchs reserviert sind. So nahmen Väter 

2013 im Durchschnitt 87 Tage Elternzeit14, während Mütter zusätzlich zu ihrem individuellen 

Anspruch auch den überwiegenden Anteil der flexiblen Elternzeit nahmen und auf 181 Tage 

im Schnitt kamen (Gíslason 2017). In jüngerer Zeit ist hinsichtlich der Väterbeteiligung eine 

negative Entwicklung zu beobachten. 

Die finanzielle Leistung umfasste seit 2001 80 Prozent des vorherigen Einkommens, ohne 

Festlegung einer Obergrenze. Vor dem Hintergrund der Finanzkrise wurde 2008 eine Ober-

grenze eingeführt, die 2009 und 2010 jeweils gesenkt wurde. In der Folge sank „der Einkom-

mensanteil der einem Durchschnittsverdiener tatsächlich ersetzt wurde, von 80% im Jahr 2008 

auf den 2012 erreichten Tiefstand von nur noch knapp unter 60%.“ (OECD 2017: 99). Diese 

Entwicklung trug entscheidend zum Rückgang der Inanspruchnahme durch Väter bei 

(Gíslason 2017). 

In der isländischen Gesellschaft überwiegen positive Einstellungen dazu, dass Väter drei bis 

sechs Monate der Elternzeit nutzen (2003 85,4 Prozent; 2012 88,6 Prozent). Auch Arbeitgeber 

sind in der Mehrzahl neutral oder positiv dazu eingestellt, dass männliche Arbeitnehmer ihren 

Anspruch geltend machen (ibid). 

                                                

14  Vor der Wirtschaftskrise nahmen noch 90 Prozent der Väter Elternzeit und dabei im Durchschnitt ca. 100 Tage 
in Anspruch. 
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2014 wurde eine Kommission zur Überarbeitung der Elternzeit von der Regierung eingesetzt. 

Diese forderte im März 2016 eine Wiederherstellung der ursprünglichen Obergrenze der Lohn-

ersatzleistung sowie eine Ausweitung auf 12 Monate Elternzeit, wovon fünf für die Mutter, fünf 

für den Vater und zwei flexibel aufteilbar sein sollen. Die seit 2016 amtierende Mitte-Rechts-

Regierung verfolgt die Anhebung der Obergrenze auf das ursprüngliche Niveau. Die Empfeh-

lung der Kommission, die Elternzeit auf 12 Monate auszuweiten, wird jedoch nicht diskutiert 

(Eydal/Gíslason 2017). 

3.4 Norwegen 

Instrument: (1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt; (2) Individuelle Elternzeitansprü-

che mit finanzieller Leistung 

In Norwegen spielt das Ideal der Familie, in der beide Elternteile Erwerbs- und Familienarbeit 

kombinieren15, eine wichtige Rolle (Kvande/Brandth 2017).  

Väter haben Anspruch auf zwei Wochen Vaterschaftsfreistellung nach der Geburt, die jedoch 

nur bezahlt werden, wenn hierfür eine individuelle oder tarifliche Vereinbarung getroffen 

wurde. Dies trifft für die Mehrheit der angestellten Väter zu (Brandt/Kvande 2017). 

Seit 1993 gibt es einen individuellen Elternzeitanspruch für Väter, der politisch als ein wichtiger 

Aspekt für die Beteiligung von Vätern an der Familienarbeit angesehen wird. Die Väterquote 

hat so zur Entwicklung der gesellschaftlichen Norm beigetragen, dass Väter ihren Anspruch 

auf Elternzeit wahrnehmen und sich aktiv an der Familienarbeit beteiligen (ibid.).  

Die gesamte Elternzeit von aktuell 46 Wochen ist mit einer Lohnersatzrate von 100 Prozent 

des vorherigen Einkommens bezahlt.16 Der individuelle und nicht übertragbare Anspruchsan-

teil von Vätern (häufig als „Väterquote“ bezeichnet) und Müttern wurde dabei bis 2014 konti-

nuierlich ausgeweitet von 4 auf 14 Wochen. Dies ging zeitgleich einher mit einem Anstieg der 

Väterbeteiligung an der Elternzeit. 2014 kam es jedoch zu einer Kürzung der individuellen 

Elternzeitansprüche von Vätern und Müttern von 14 auf jeweils zehn Wochen, um den Anteil 

der flexibel aufteilbaren Elternzeit dadurch auf 26 Wochen zu erhöhen. Als Begründung wurde 

die größere Flexibilität von Eltern angeführt (ibid.). Das norwegische Ministerium für Kinder 

und Gleichstellung hat ein Weißbuch in Auftrag gegeben. Darin wird vorgeschlagen, 40 Wo-

chen der Elternzeit in zwei gleiche Teile aufzuteilen, 20 Wochen für die Mutter und 20 Wochen 

für den Vater (NOU 2017). Dieser Vorschlag wird aktuell politisch diskutiert (Brandt/Kvande 

2017). 

Eltern können die Ansprüche auf Elternzeit gleichzeitig geltend machen („double leave“). Im 

Zuge der Ausweitung der individuellen Ansprüche ist der Umfang der gemeinsam genomme-

nen Zeiten zurückgegangen, zumeist um eine Lücke zwischen Elternzeit und institutioneller 

                                                

15  Siehe etwa earner / carer model bei Gornick/Meyers (2003). 

16  Alternativ ist eine bezahlte Elternzeit von 59 Wochen mit 80 Prozent Lohnersatzrate möglich. Zu den 46 bzw. 
56 Wochen kommen drei Wochen Mutterschutz vor der Geburt hinzu. In Norwegen unterscheidet man nicht 
zwischen Mutterschutz und Elternzeit. 
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Kinderbetreuung zu vermeiden. Seit 2007 kann der Elternzeitanspruch flexibel über einen Zeit-

raum von drei Jahren genommen werden. Auch die Inanspruchnahme in Teilzeit oder kleine-

ren Blöcken ist möglich (Kvande/Brandth 2017). 

Insgesamt zeigt sich eine positive Einstellung von Eltern zu Elternzeit und Väterquote. Als 

Vorteile der Väterquote werden angesehen: Erstens unterliegt die Aufteilung der Elternzeit 

nicht allein innerpartnerschaftlichen Aushandlungsprozessen. Und zweitens ermögliche es der 

individuelle Elternzeitanspruch Vätern, ihren Wunsch auf Teilhabe an der Familienarbeit, etwa 

gegenüber Arbeitgebern, leichter durchzusetzen. So nutzen 90 Prozent der Väter einen Anteil 

oder die gesamte Elternzeit. Durchschnittlich nahmen sie im Jahr 2013 46 Tage, 2014 49 Tage 

in Anspruch (vgl. Kvande/Brandth 2017; Moss 2015: 43). 

3.5 Österreich 

Instrumente: (2) Individuelle Elternzeitansprüche mit finanzieller Leistung; (3) Finanzielle An-

reize für eine geschlechtergerechte Aufteilung der übertragbaren Elternzeit 

Österreich galt ebenso wie Deutschland lange Zeit als männliches Ernährermodell, in dem der 

überwiegende Anteil der Familienarbeit von der Frau erledigt wurde (Esping-Andersen 1990). 

Inzwischen ist das Eineinhalbverdienermodell jedoch verbreitet, wobei die Familienarbeit wei-

terhin größtenteils von Frauen geleistet wird (OECD 2012). 

2010 reformierte Österreich sein Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG) und führte eine Lohn-

ersatzleistung bei der bezahlten Elternzeit (Elternkarenz plus Kinderbetreuungsgeld) ein – ne-

ben mehreren Varianten im Pauschalbezug. So sollte unter anderem eine höhere Beteiligung 

von Vätern an der Elternzeit gefördert werden (Eurofound 2015). 2017 folgte eine weitere Re-

form des KBGG (siehe unten). 

Elternzeit (Elternkarenz) kann in den ersten zwei Jahren nach der Geburt genommen werden. 

Es gibt keine für Väter reservierte Elternzeit. Der Anspruch ist ein Familienanspruch. Elternteile 

können nicht gleichzeitig Elternzeit in Anspruch nehmen. Das Kinderbetreuungsgeld als finan-

zielle Unterstützung während der Elternzeit und der häuslichen Kinderbetreuung ist grundsätz-

lich unabhängig von der Inanspruchnahme von Elternzeit. Kinderbetreuungsgeld kann daher 

in einer Variante (siehe unten Nr. 1) länger in Anspruch genommen werden als Elternzeit. Das 

bedeutet auch, dass Eltern grundsätzlich während des Kinderbetreuungsgeldbezugs erwerbs-

tätig sein können. Es gibt jedoch eine Hinzuverdienstobergrenze. 

Das Kinderbetreuungsgeld kannte bis Februar 2017 vier Pauschal- und eine einkommensab-

hängige Variante: 

1. € 436 pro Monat für 30 Monate. Ein Bonus von sechs Monaten wurde gewährt, wenn beide 

Eltern Kinderbetreuungsgeld beantragten (30 + 6). 

2. € 624 pro Monat für 20 Monate (20 + 4 mit Bonus). 

3. € 800 pro Monat für 15 Monate (15 + 3 mit Bonus). 

4. € 1.000 pro Monat für 12 Monate (12 + 2 mit Bonus). 

5. 80 Prozent Lohnersatzrate für 12 Monate (12 + 2 mit Bonus) (Rille-Pfeiffer/Dea-

ring/Schmidt 2017). 
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Im März 2017 wurden die vier Pauschalvarianten des Kinderbetreuungsgeldes flexibilisiert. 

Man muss nun nicht mehr eine der vier Varianten wählen, sondern kann frei zwischen min-

destens 365 (+ 91 Bonus) und maximal 851 (+ 212 Bonus) Tagen Kinderbetreuungsgeldbezug 

im Sinne eines Betreuungsgeldkontos entscheiden. Der Pauschalsatz richtet sich nach der 

Gesamtlänge und beträgt in der kürzesten Variante 33,88 Euro pro Tag (circa 1.030 Euro pro 

Monat) und in der längsten Variante 14,58 Euro pro Tag (circa 450 Euro pro Monat). Es gibt 

einen zeitlichen Bonus von 20 Prozent, wenn das jeweils andere Elternteil auch Kinderbetreu-

ungsgeld beansprucht. Dieser Bonus ist als individueller Anspruch der Väter (oder Mütter) zu 

betrachten und fördert daher die Väterbeteiligung an Familienarbeit. Die einkommensabhän-

gige Variante des Kinderbetreuungsgeldes inklusive Bonusmonate (Nr. 5) bleibt weiterhin be-

stehen. Mit der Reform wurden außerdem ein finanzieller Partnerschaftsbonus sowie ein Fa-

milienzeitbonus für Väter eingeführt, die eine partnerschaftliche Aufteilung von Familienarbeit 

fördern sollen (BMFJ 2016). 

Der Partnerschaftsbonus sieht eine finanzielle Zahlung von 500 Euro pro Elternteil vor, wenn 

diese sich den Bezug von Kinderbetreuungsgeld annähernd gleich aufteilen, mindestens in 

einem Verhältnis von 60 zu 40. Jedes Elternteil muss dabei mindestens 124 Tage Kinderbe-

treuungsgeld beziehen. 

Der Familienzeitbonus für Väter ist eine finanzielle Unterstützungsleistung, die von Vätern in 

Anspruch genommen werden kann, wenn diese sich für 28 bis 31 Tage am Stück unbezahlt 

von der Erwerbstätigkeit freistellen lassen. Dieses muss während der ersten drei Monate nach 

der Geburt des Kindes geschehen. Väter erhalten dann eine Pauschalleistung von 22,60 Euro 

pro Tag, die den Erwerbsausfall während der Freistellung in Teilen ersetzen soll. Für die Frei-

stellung besteht jedoch kein Kündigungsschutz wie etwa bei einer Freistellung in Elternzeit. 

Auch wird die Leistung auf ein späteres Kinderbetreuungsgeld angerechnet, das vom Vater in 

Anspruch genommen wird (BMFJ 2016). 

3.6 Schweden 

Instrumente: (1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt; (2) Individuelle Elternzeitan-

sprüche mit finanzieller Leistung; (3) Finanzielle Anreize für eine geschlechtergerechte Auftei-

lung der übertragbaren Elternzeit (2008-2017) 

In Schweden bildet das Doppelverdiener-/Doppelversorgermodell seit den 1970er Jahren den 

Ausgangpunkt für die familienpolitischen Instrumente (Eigenmann et al. 2016). Ziel ist es, 

Frauen und Männer „in gleicher Weise in die Lage zu versetzen, die Gesellschaft und ihr ei-

genes Leben zu gestalten“ (ibid.: 48). 

In Schweden besteht ein Anspruch des Vaters oder zweiten Elternteils auf Freistellung rund 

um die Geburt: Sie können in den ersten 60 Tagen nach der Geburt zehn Tage Freistellung 

beanspruchen, mit einer Lohnersatzrate von 77,6 Prozent. 

Schweden führte 1974 eine sechsmonatige bezahlte Elternzeit ein, die flexibel zwischen den 

Elternteilen aufgeteilt werden konnte (OECD 2017). Die Einführung der Elternzeit hatte auch 

zum Ziel, dass Väter mehr Verantwortung für die Familienarbeit übernehmen (Axelsson 2014). 
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Aktuell umfasst die Elternzeit acht Monate (240 Tage) je Elternteil, wobei sechseinhalb Monate 

(195 Tage) mit 77,6 Prozent des vorherigen Einkommens bezahlt werden und es für weitere 

eineinhalb Monate (45 Tage) eine Pauschale gibt, aktuell 19 Euro pro Tag. Teile der bezahlten 

Elternzeit können auf den Partner übertragen werden (Duvander/Haas/Thalberg 2017). 

Individuelle, nicht übertragbare Elternzeitansprüche sollen dazu beitragen, dass Väter einen 

größeren Anteil der Elternzeit nehmen. 1995 wurde die sogenannte Väterquote eingeführt. Ein 

Monat der Elternzeit wurde ausschließlich für Väter reserviert. 2002 wurde dies auf zwei und 

2017 auf drei Monate erhöht (Duvander/Haas/Thalberg 2017). Grundsätzlich können Eltern 

die Elternzeit nicht gemeinsam in Anspruch nehmen. Seit 2012 besteht jedoch die Möglichkeit, 

bis zu 30 Tage bezahlter Elternzeit im ersten Lebensjahr des Kindes gleichzeitig in Anspruch 

zu nehmen (‚double-days‘). Hierzu dürfen jedoch nicht die individuellen, nicht übertragbaren 

Elternzeitansprüche genutzt werden. Die gemeinsame Elternzeit geht also vom flexibel aufteil-

baren Familienanspruch ab. Dies soll einen reibungslosen Übergang in der Betreuung unter-

stützen (Haas/Duvander/Hwang 2017).  

Als Anreiz für eine partnerschaftliche Aufteilung der flexibel aufteilbaren Elternzeit wurde 2008 

ein Gender Equality Bonus eingeführt, der eine annähernd gleiche Aufteilung der übertragba-

ren Elternzeit (mindestens 40 zu 60 Prozent) finanziell belohnt. Pro Tag in Richtung einer glei-

chen Aufteilung wurden fünf Euro Steuerfreibetrag je Elternteil gewährt. So konnten Eltern bis 

zu 1.122 Euro Steuerfreibetrag für eine partnerschaftliche Aufteilung der Elternzeit erhalten 

(Haas/Duvander/Hwang 2016). Der Gender Equality Bonus hat jedoch nicht die erhoffte Wir-

kung gezeigt und nicht zu einer gleicheren Aufteilung der Elternzeit geführt (Duvander und 

Johansson 2012). Er wurde mit dem Jahreswechsel 2017 abgeschafft. 

Insgesamt gewährt die schwedische Elternzeitregelung Eltern eine hohe Flexibilität: sie kann 

als vollständige und teilweise Freistellung, bis zu einer Stunde pro Tag, genommen werden. 

Auch eine zusätzliche unbezahlte Elternzeit bis zum 18. Lebensmonat des Kindes ist möglich. 

Für Kinder, die nach 2013 geboren sind, können bis zu 96 Tage der bezahlten Elternzeit auch 

zwischen dem 4. und 12. Lebensjahr des Kindes genommen werden (Duvander/Haas/Thal-

berg 2017). 

Seit der Einführung der Väterquote nehmen nahezu alle Väter einen Teil der Elternzeit in An-

spruch. Sie nehmen dabei im Vergleich auch relativ lange Elternzeit, mit durchschnittlich 91 

Tagen (Haas/Duvander/Hwang 2017; Duvander/Johannson 2016: 351).17 Die Beteiligung der 

Väter an der Familienarbeit ist zur Norm geworden (Duvander/Haas/Thalberg 2017). „[D]er 

Anteil der von Vätern in Anspruch genommenen Elternzeittage ist nach und nach gestiegen – 

von 5% im Jahr 1980 auf 10% 1995 und 24% 2012.“ (OECD 2017: 99) Die Erhöhungen der 

Väterquote hatten jeweils eine höhere Beteiligung von Vätern an der Elternzeit zur Folge, wo-

bei der Effekt bei der Einführung des ersten Monats deutlicher war (Haas/Duvander/Hwang 

2017). Abzuwarten bleibt, wie sich die 2017 erfolgte Erweiterung um einen weiteren Monat 

auswirkt. Wie Väter Elternzeit nutzen, unterscheidet sich weiterhin von den Müttern: Väter 

                                                

17  Mütter beanspruchen durchschnittlich 342 Tage. 
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nehmen ihre Elternzeit eher in mehreren kleineren Blöcken als in längeren, zusammenhän-

genden Abschnitten (Duvander/Haas/Thalberg 2017). Der Anteil der Paare, die sich die El-

ternzeit annähernd gleich aufteilen (mindestens 40 zu 60 Prozent), steigt langsam und lag 

2010 bei circa 13 Prozent (Duvander/Johansson 2016). 

3.7 Slowenien 

Instrumente: (1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt; (2) Individuelle Elternzeitansprü-

che mit finanzieller Leistung (Anteile jedoch übertragbar) 

In Slowenien ist das Doppelverdienermodell inzwischen durchaus üblich. Dabei besteht hin-

sichtlich der Familienarbeit eine traditionelle geschlechterbezogene Aufteilung fort. Dies liegt 

unter anderem daran, dass in der Gesellschaft traditionelle Rollenbilder weiterhin weit verbrei-

tet sind (Stropnik/Humer 2017). 

In Slowenien haben Väter Anspruch auf Vaterschaftsfreistellung, die in Teilen mit 90 Prozent 

Lohnersatz bezahlt ist. Sie wird aktuell stufenweise verändert: 2016 waren insgesamt 70 Ka-

lendertage Vaterschaftsfreistellung verfügbar, von denen für die ersten 20 Tage eine Lohner-

satzleistung bestand. Die restlichen 50 Tage zahlte der Staat Sozialversicherungsbeiträge auf 

Höhe des Mindestlohns.18 Für 2017 besteht Anspruch auf 50 Tage Vaterschaftsfreistellung, 

davon 25 Tage Lohnersatzleistung. Für 2018 sind 30 Tage vorgesehen, die als Lohnersatz-

leistung ausgestaltet werden sollen. Der gut bezahlte Anteil der Vaterschaftsfreistellung wird 

demnach ausgebaut bei einer gleichzeitigen Reduzierung der Gesamtdauer. Aufgrund der 

wirtschaftlichen Krise wurde die Obergrenze der Lohnersatzleistung jedoch stark herabge-

setzt, um Kosten zu sparen. So erhalten viele Väter faktisch weniger als 90 Prozent Lohner-

satzleistung. Bei wirtschaftlicher Erholung soll die Obergrenze jedoch wieder heraufgesetzt 

werden. 

Slowenien verfügt über eine relativ lange und sehr gut bezahlte Elternzeit für beide Elternteile. 

Sowohl für Väter als auch Mütter stehen 130 Kalendertage Elternzeit bei 90 Prozent Lohner-

satzleistung zur Verfügung. Die Elternteile können ihre Anteile jedoch auf das jeweils andere 

Elternteil übertragen, mit Ausnahme der 30 Tage, die für die Mutter reserviert sind. 

In 2012 nutzen 84 Prozent der Väter die bezahlte Vaterschafsfreistellung, wiederum 21 Pro-

zent von ihnen nutzen zusätzlich Anteile der verbleibenden unbezahlten Tage. Trotz der groß-

zügigen Lohnersatzleistung während der Elternzeit nehmen nur knapp sieben Prozent der Vä-

ter Elternzeit in Anspruch. Neben der Übertragbarkeit der individuellen Ansprüche werden fol-

gende Gründe dafür angeführt: traditionelle Rollenverteilung in der Familie, gesellschaftliche 

Rollenbilder, ein fehlendes positives Bild von Männern, die Familienarbeit übernehmen sowie 

die Erwartungen von Arbeitgebern an männliche Arbeitnehmer. Bei einem Teil der Bevölke-

rung fehlt auch das Wissen darüber, dass die Elternzeit aufgeteilt werden kann, wohingegen 

die Vaterschaftsfreistellung gut bekannt ist (Stropnik/Humer 2017). 

                                                

18  Die ersten 15 Tage der Freistellung können innerhalb der ersten sechs Lebensmonate des Kindes genommen 
werden. Die weiteren Tage bis zum dritten Lebensjahr. 
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3.8 Tschechische Republik 

Instrumente: Reformpläne für (1) Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt und (2) Individu-

elle Elternzeitansprüche mit finanzieller Leistung 

In der Tschechischen Republik ist unbezahlte Elternzeit bis zum dritten Geburtstag des Kindes 

ein individueller Anspruch beider Elternteile. Finanzielle Unterstützung während der Elternzeit 

und für die häusliche Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgeld) ist grundsätzlich unabhängig 

von der Inanspruchnahme von Elternzeit. Dieses Kinderbetreuungsgeld kann nicht gleichzeitig 

von beiden Elternteilen in Anspruch genommen. Der Bezug ist für 24 bis 48 Monate möglich 

und beträgt bis zu 70 Prozent des letzten Einkommens (mit einer Obergrenze von CZK 11.500, 

entspricht 424 Euro pro Monat). Das maximale Gesamtvolumen des Kinderbetreuungsgeldes 

beträgt CZK 220.000 (8.122 Euro). Väter nehmen Kinderbetreuungsgeld bisher nur sehr selten 

in Anspruch. Lediglich weniger als zwei Prozent der Personen, die Kinderbetreuungsgeld be-

ziehen, sind Väter (Kokourcová 2017). 

Väter können Mutterschutzzeiten ab der siebten Woche nach der Geburt von der Mutter über-

nehmen. Faktisch geschieht dies jedoch kaum. Mutterschutz beträgt insgesamt 28 Wochen, 

wovon 20 bis 22 Wochen für die Zeit nach der Geburt vorgesehen sind (ibid.). 

Das Sozialministerium hat nach dem Regierungswechsel 2014 eine Expertenkommission ein-

gesetzt. Diese hat 2016 Vorschläge für eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf gemacht. Darin enthalten sind eine einwöchige Vaterschaftsfreistellung sowie ein drei-

monatiger Partnerschaftsbonus auf Elternzeit, wenn Väter Elternzeit in Anspruch nehmen. Au-

ßerdem soll das Kinderbetreuungsgeld flexibilisiert werden. Eltern sollen auch kürzere Zeiten 

bei höheren Beträgen in Anspruch nehmen und so das Gesamtbudget flexibler ausschöpfen 

können. Die Vaterschaftsfreistellung ist Anfang 2017 vom Parlament verabschiedet worden 

und wird voraussichtlich 2018 in Kraft treten. Auch wurde beschlossen, Eltern ab 2018 die 

Möglichkeit zu geben, Kinderbetreuungsgeld nur weniger als 24 Monate zu beziehen, bei einer 

Lohnersatzrate von 70 Prozent mit einer Obergrenze von CZK 32.640 (1.241 Euro) monatlich. 

Die kürzeste Variante beträgt dabei sechs Monate (Kocourková/Štastná 2017). 
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